
Grundsätze des Verwaltungsverfahrens

Die künftige Rechtsprechung zur unentgeltlichen Rechtspflege für
juristische Personen muss freilich sicherstellen, dass die Gewährung des
Armenrechts auch im öffentlichen Interesse liegt. Dies ist etwa gegeben,
wenn der fragliche Prozess Auswirkungen auf Arbeitnehmer, Kapital-
geber oder Lieferanten hat“.

5. Anspruch auf Begründung von Entscheidungen

Nach einem allgemeinen Grundsatz des liechtensteinischen Verwal-
tungsrechts sind Entscheide zu begründen. Dieser Anspruch beruht auf
der Rechtsgleichheit und dem daraus abgeleiteten rechtlichen Gehör
(Art. 31 Abs. 1 LV) sowie auf dem Beschwerderecht (Art. 43 Satz 3
LV)®5. Der ordentlichen Gerichtsbarkeit auferlegt Art. 99 Abs. 2 LV aus-
drücklich die Begründungspflicht. Ausserdem verlangt Art. 83 Abs. 3
und 4 LVG ausdrücklich die Begründung von Entscheidungen oder Ver-
fügungen. “Danach ist dem Erfordernis der Begründung einer Entschei-
dung unter anderem nur Genüge getan, wenn die Begründung die Ab-
sicht erkennen lässt, die getroffene Entscheidung in überzeugender
Weise zu rechtfertigen. Aus den Entscheidungsgründen muss insbeson-
dere hervorgehen, von welchen Erwägungen die Behörde sich bei der
Beweiswürdigung hat leiten lassen”, Das Aneinanderreihen von Tatsa-
chen und die blosse Aufzählung von Rechtssätzen vermögen der Be-
gründungspflicht nicht zu genügen: “Eine Aufzählung der Rechtssätze,
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